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Vorblatt 


Gesetz zur Durchführung 
des mittelfristigen finanziellen Beistands 
in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Die Gewährung von Zahlungsbilanzkrediten zwischen Mitglie- 
dern der EG erforderte bisher ein langwieriges parlamentari- 
sches Verfahren. Deshalb hat der Rat der EG im Rahmen der 
Beschlüsse über die Wirtschafts- und Währungsunion zur. Ab- 
kürzung dieses Verfahrens ein System des mittelfristigen finan- 
ziellen Beistands institutionalisiert. Die Mitgliedstaaten sind 
nunmehr verpflichtet, die zur Durchführung dieses Beschlusses 
erforderlichen nationalen Maßnahmen bis zum 1. Januar 1972 
zu treffen. 


B. Lösung 

Die Deutsche Bundesbank soll die Abwicklung der Verpflichtun- 
gen übernehmen, die sich für die Bundesrepublik Deutschland 
aus der Gewährung oder Inanspruchnahme eines mittelfristigen 
finanziellen Beistands im Rahmen des neuen Mechanismus 
ergeben. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht berührt. 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2827 


Sachgebiet 64 


Sdiriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Durchführung des mittelfristigen finanziellen Bei- 
stands in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

— Drucksache VI/2431 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Sprung 


I. 

Der Gesetzentwurf — Drucksache W2431 — ■ 

wurde vom Bundestag in der 145. Sitzung am 
21. Oktober 1971 in erster Lesung beraten und an 
den Ausschuß für Wirtschaft federführend und an 
den Haushaltsausschuß mitberatend überwiesen. 
Der Wirtschaftsausschuß hat den Gesetzentwurf in 
seiner 46. Sitzung am 3. November 1971 behandelt, 
vorbehaltlich einer abweichenden Stellungnahme 
des mitberatenden Haushaltsausschusses. 

II . 

Schon der EWG-Vertrag kennt in Artikel 108 das 
Institut des finanziellen Beistands. Die Gewährung 
eines solchen Beistands ist von der qualifizierten 
Beschlußfassung im Rat sowie der Zustimmung des 
den Beistand gewährenden Mitgliedstaates ab- 
hängig. Bedingungen und Einzelheiten sind in Richt- 
linien und Entscheidungen des Rates festzulegen. 
Ein solcher Beistand ist bisher nie gewährt worden 
u. a. deshalb, weil er ein zu langwieriges Verfahren 
in den Mitgliedstaaten voraussetzt. Im Hinblick hier- 
auf und weil die Gemeinschaft die erste Instanz 
sein sollte, die einem Mitglied in Zahlungsbilanz- 
schwierigkeiten zu Hilfe kommt und die Wieder- 
erlangung des Gleichgewichts fordert, hat die Kom- 
mission im Rahmen ihrer Vorschläge zur Koordi- 
nierung der Wirtschaftspolitik und zur Verbesse- 
rung der Zusammenarbeit in Währungsfragen ein 
System des mittelfristigen Beistands vorgeschlagen 
(Drucksache V/3914). 

Anknüpfend an diese Überlegungen hat der Rat 
am 9. Februar 1971 zusammen mit der Entschließung 


! über die stufenweise Verwirklichung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion in der Gemeinschaft 
und mit der Annahme des Dritten Programms für 
die mittelfristige Wirtschaftspolitik beschlossen, den 
mittelfristigen Beistand zu institutionalisieren (siehe 
Anlage). Mit Hilfe dieses Instituts sollen in der 
Übergangszeit zur Verwirklichung der Wirtschafts- 
und Währungsunion nicht auszuschließende Schwie- 
rigkeiten einzelner Mitgliedstaaten abgemildert 
werden. Würde man auf ein solches Instrument 
verzichten, könnten diese Mitgliedstaaten Zuflucht 
zu Beschränkungen im Handels- und Zahlungs- 
verkehr nehmen, die möglicherweise die Verwirk- 
lichung der Wirtschafts- und Währungsunion ins- 
gesamt gefährden könnten. 

Ebenso wie andere währungspolitische Bestim- 
mungen zur Verwirklichung der Wirtschafts- und 
Währungsunion soll auch der jetzt vorgeschlagene 
Mechanismus für den mittelfristigen Beistand dann 
erlöschen, wenn über den Eintritt in die zweite 
Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion keine 
Übereinkunft erzielt werden kann. 

Die Bundesrepublik ist gemäß Artikel 6 des Rats- 
beschlusses über den mittelfristigen Beistand ver- 
pflichtet, bis zum 1. Januar 1972 die zur Durch- 
führung dieses Beschlusses erforderlichen nationa- 
len Maßnahmen zu treffen. Zu diesem Zweck soll 
die Deutsche Bundesbank gesetzlich ermächtigt und 
verpflichtet werden, für den mittelfristigen finan- 
ziellen Beistand Kredite zu gewähren oder Forde- 
rungen zu übernehmen. Die Summe der Bereitstel- 
lungsverpflichtungen soll insgesamt 2 Mrd. RE 
betragen, auf die Bundesrepublik entfallen 600 Mil- 
lionen RE. 
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Der Ausschuß hat diese gesetzliche Ermächtigung 
an die Bundesbank in dem Sinne interpretiert, daß 
Kredite an Mitgliedstaaten der Gemeinschaft im 
Zuge der Verwirklichung der Writschafts- und 
Währungsunion zunehmend den Charakter von In- 
landskrediten annehmen. Sie sind daher einer par- 
lamentarischen Ermächtigung zu unterwerfen. Dies 
soll mit dem vorliegenden Gesetzentwurf gesche- 
hen. Nach diesem Gesetz wird die Bundesbank die 
Verpflichtungen zur Gewährung von Krediten im 
Rahmen des neuen Systems erfüllen. 

Ihr sollen auch diejenigen Kredite zufließen, die 
der Bundesrepublik im Rahmen des mittelfristigen 
Beistands gewährt werden. 

Der Ausschuß hat angemerkt, daß bei einer 
etwaigen Änderung der Ratsentscheidung — - auch 
hinsichtlich der Höhe der Bereitstellungsverpflich- 
tungen — das Gesetz keiner erneuten parlamenta- 
rischen Zustimmung im Wege der Gesetzesände- 
rung bedarf. Er hat dies nicht für erforderlich ge- 
halten, weil eine etwaige die Bundesbank ver- 
pflichtende Erhöhung des Bereitstellungsvolumens 
nicht ohne die deutsche Zustimmung vorgenommen 
werden kann. Er hält es aber für notwendig, daß 
das Parlament, und hier insbesondere der Wirt- 
schaftsausschuß, über die weitere Entwicklung im 
Bereich des mittelfristigen Beistands von der 
Bundesregierung laufend unterrichtet wird. Es wird 
deshalb empfohlen, in einer Entschließung die 
Bundesregierung zu dieser Berichterstattung aufzu- 
fordern. 

Der Ausschuß hat die Frage geprüft, inwieweit 
Kredite inflationäre Entwicklungen in einzelnen 
Mitgliedsländern begünstigen können, indem sie 
den von einer defizitären Zahlungsbilanz ausgehen- 
den Anpassungszwang schwächen. Würde hier ein 
unkonditionierter und unlimitierter Kreditmecha- 


nismus geschaffen, wäre diese Frage sicherlich mit 
„ja“ zu beantworten. Um diese Gefahr zu ver- 
meiden, ist eine dreifache Sicherheitsbildung im 
Beistandsmechanismus eingebaut worden: 

1. Der mittelfristige Beistandskredit kann vom Rat 
nur mit qualifizierter Mehrheit gewährt werden. 
Bei der Inanspruchnahme des Kredites hat das 
kreditnehmende Land bestimmte, vom Rat fest- 
zulegende wirtschaftspolitische Verpflichtungen 
zu übernehmen, die eine stabilitätsorientierte 
Anpassungspolitik fördern sollen und denen ins- 
besondere die gemeinsam beschlossenen quan- 
titativen Orientierungen der mittelfristigen 
Wirtschaftspolitik zugrunde gelegt werden sol- 
len. 

2. Die Kreditnutzungsmöglichkeiten sind auf einen 
Höchstbetrag beschränkt, während Artikel 108 
EWG-Vertrag keine Limitierung vorsieht. 

3. Betreiben die Mitgliedsländer keine stabilitäts- 
konforme Wirtschaftspolitik und werden damit 
die Ziele der ersten Stufe der Wirtschafts- und 
Währungsunion, wie sie ihren Niederschlag in 
den Ratsbeschlüssen vom 22. März 1971 ge- 
funden haben, nicht erreicht, erlischt der Mecha- 
nismus des mittelfristigen Beistands nach fünf 
Jahren. 

Diese Sicherungen erscheinen dem Ausschuß aus- 
reichend, um der vermuteten Gefahr, über den 
finanziellen Beistand könnten inflationäre Entwick- 
lungen begünstigt werden, zu begegnen. 

Der Ausschuß unterstreicht die besondere euro- 
päische Bedeutung dieses Gesetzes und hofft, mit 
seiner Annahme zur Klärung der noch innerhalb 
der Gemeinschaft offenen währungspolitischen 
Probleme beizutragen. 


Bonn, den 10. November 1971 


Dr. Sprung 

Berichterstatter 
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Anlage 


Entscheidung des Rates vom 22. März 1971 über die Einführung 
eines Mechanismus für den mittelfristigen finanziellen Beistand 

(71/143/EWG) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 103 und 108, 

nach Kenntnisnahme von dem Bericht des Wäh- 
rungsaussdiusses vom 10. April 1970, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Ausgangspunkt des einzuleitenden Prozesses 
zur Schaffung einer Wirtschafts- und Währungs- 
union muß in der Verwirklichung der im Memoran- 
dum der Kommission an den Rat vom 12. Februar 
1969 vorgeschlagenen Maßnahmen bestehen. 

In Artikel 108 des Vertrages ist für den Fall, daß 
ein Mitgliedstaat hinsiditlich seiner Zahlungsbilanz 
von Schwierigkeiten betroffen oder ernstlich bedroht 
ist, ein gegenseitiger Beistand vorgesehen, und 
zwar unter anderem durch Bereitstellung von Kre- 
diten in begrenzter Höhe seitens anderer Mitglied- 
staaten; hierzu ist ihr Einverständnis erforderlich. 

Der Rat hat die quantitativen Orientierungen der 
mittelfristigen Wirtschaftspolitik festgelegt; ein Mit- 
gliedstaat kann hinsichtlich seiner Zahlungsbilanz 
von Schwierigkeiten betroffen oder ernstlich be- 
droht sein, obwohl er sich bemüht, diese Orientie- 
rungen einzuhalten. 

Es müssen im voraus geeignete Verfahren und 
Instrumente vorgesehen werden, damit die Gemein- 
schaft und die Mitgliedstaaten erforderlichenfalls 
eine rasche Verwirklichung des gegenseitigen Bei- 
stands vor allem dann gewährleisten können, wenn 
die Umstände eine sofortige Aktion erfordern. 

Ein Mechanismus mittelfristigen finanziellen Bei- 
stands wird diesem Erfordernis gerecht; es ist 
zweckmäßig, diesen Mechanismus mit Bereitstel- 
lungsplafonds auszustatten, für die Verpflichtungen 
eine begrenzte Laufzeit vorzusehen und die son- 
stigen Modalitäten zu regeln. 

Vor jeder Inanspruchnahme internationaler Kre- 
dite erscheint eine Konsultation im Rahmen der 
Gemeinschaft unerläßlich ■ — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Die Mitgliedstaaten gewährten bis zu den im 
Anhang aufgeführten Plafonds mittelfristige Kre- 


dite, die durch eine vom Rat mit qualifizierter 
Mehrheit auf Empfehlung der Kommission — 
welche hierzu den Währungsausschuß anhört — 
erlassene Richtlinie oder Entscheidung als gegen- 
seitiger Beistand bereitgestellt werden; dabei wird 
Artikel 108 zugrunde gelegt. 

(2) Diese Verpflichtung gilt für einen Zeitraum 
von vier Jahren, vom 1. Januar 1972 an gerechnet; 
sie wird sodann automatisch um jeweils fünf Jahre 
verlängert, sofern eine Einigung über den Über- 
gang zur zweiten Stufe des Plans für die Wirt- 
schafts- und Währungsunion erzielt wird und falls 
nicht ein oder mehrere Mitgliedstaaten dem Rat 
und der Kommission spätestens sechs Monate vor 
Ablauf der jeweiligen Geltungsdauer mitteilen, daß 
sie einer solchen Verlängerung widersprechen. 


Artikel 2 

Beabsichtigt ein Mitgliedstaat, der von Zahlungs- 
bilanzschwierigkeiten betroffen oder ernstlich be- 
droht ist, mittelfristige Kredite außerhalb der Ge- 
meinschaft in Anspruch zu nehmen, so konsultiert 
er zuvor die Kommission und die übrigen Mitglied- 
staaten, um unter anderem die Möglichkeiten für 
einen finanziellen Beistand innerhalb der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft zu prüfen. Diese 
Konsultation findet im Währungsausschuß statt. 


Artikel 3 

(1) Bei der Gewährung eines gegenseitigen Bei- 
stands legt der Rat nach dem Verfahren des Arti- 
kels 1 Absatz 1 die wirtschaftspolitischen Verpflich- 
tungen fest, die der begünstigte Mitgliedstaat ins- 
besondere unter Berücksichtigung der quantitativen 
Orientierungen der mittelfristigen Wirtschaftspoli- 
tik einzugehen hat, und bestimmt den Betrag und 
die Konditionen für den Kredit, insbesondere die 
Laufzeit und den Zinssatz. 

Ferner trifft der Rat gegebenenfalls, insbesondere 
auf Antrag eines Mitgliedstaats, nach Maßgabe des 
Unterabsatzes 1 Vorkehrungen, damit die von 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten betroffenen oder 
ernstlich bedrohten Gläubigerstaaten gegebenen- 
falls ihre Forderungen mobilisieren können. 

(2) Die im Rahmen dieses Systems gewährten 
Kredite haben eine Laufzeit von zwei bis fünf 
Jahren. Jede Transaktion wird von den beteiligten 
Gläubigerländern im Verhältnis ihrer noch nicht 
eingeforderten Verpflichtungen finanziert. 
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(3) Die aus dem gegenseitigen Beistand er- 
wachsenden Forderungen und Verbindlichkeiten 
werden in einer Rechnungseinheit ausgedrückt, 
deren Wert 0,88867088 Gramm Feingold beträgt. 

Artikel 4 

(1) Bei der Durchführung einer Aktion zur Ge- 
währung des finanziellen Beistands nach Maßgabe 
des Artikels 3 ist jeder Mitgliedstaat, der be- 
stehende und voraussehbare Zahlungsbilanzschwie- 
rigkeiten und/oder eine ständige Verschlechterung 
seiner Reserven geltend macht, auf seine Erklärung 
hin von einer Beteiligung an der Finanzierung die- 
ser Aktion entbunden. Der Mitgliedstaat, der sich 
in dieser Lage befindet, setzt den Rat und die Kom- 
mission davon in Kenntnis. 

(2) Die Lage dieses Staates bleibt Gegenstand 
der Prüfung im Währungsausschuß. Falls die Kom- 
mission oder ein Mitgliedstaat der Ansicht ist, daß 
die Entwicklung der Zahlungsbilanz und/oder der 
Reserven dieses Staates es ihm gestattet, an der 
vorgesehenen Finanzierungsaktion teilzunehmen, 
wird der Rat befaßt. Gemäß dem Verfahren des 
Artikels 1 Absatz 1 fordert der Rat gegebenenfalls 
den betreffenden Mitgliedstaat auf, sich an der 
Aktion zu beteiligen, und setzt die Bedingungen 
dafür fest. 

Artikel 5 

(1) Auf Veranlassung der Kommission oder eines 
Mitgliedstaats beschließt der Rat nach dem Ver- 
fahren des Artikels 1 Absatz 1, daß ein Mitglied- 
staat, der im Rahmen des mittelfristigen finanziellen 
Beistands Schuldner ist, die gesamte Schuld oder 
einen Teil davon vorzeitig zurückzahlt, soweit die 
Voraussetzungen für die Inanspruchnahme dieses 
Systems nicht mehr gegeben sind. 

(2) Jeder Gläubigermitgliedstaat kann die teil- 
weise oder volle Übertragung seiner Forderung auf 
einen oder mehrere andere Mitgliedstaaten ver- 
einbaren. Die betreffenden Mitgliedstaaten setzen 
die Kommission und die übrigen Mitgliedstaaten 
von dieser Übertragung in Kenntnis. 


(3) Sind ein oder mehrere Mitgliedstaaten, die 
im Rahmen des mittelfristigen finanziellen Beistands 
Gläubiger sind, von Zahlungsbilanzschwierigkeiten 
betroffen oder ernstlich bedroht, so beschließt der 
Rat nach dem Verfahren des Artikels 1 Absatz 1, 
daß die Forderung dieses Staates bzw. dieser Staa- 
ten mobilisiert wird. 

Die Mobilisierung erfolgt nach den nachtstehen- 
den Modalitäten, die einzeln zum Tragen kommen 
oder miteinander kombiniert werden können; 

- — Übertragung einer Forderung innerhalb des 
Systems, sofern die verfügbaren Mittel dies 
gestatten; 

— Refinanzierung außerhalb des Systems, gegebe- 
nenfalls durch eine abgestimmte Aktion der 
Mitgliedstaaten bei anderen internationalen 
Organisationen; 

— vorzeitige Rückzahlung der gesamten Schuld 
oder eines Teils der Schuld durch den oder die 
Schuldnermitgliedstaaten. 

(4) Im Falle einer Refinanzierung außerhalb des 
Systems erklärt sich das Schuldnerland damit ein- 
verstanden, daß die Rechnungswährung, in der seine 
Schuld ursprünglich ausgedrückt war, durch die für 
die Refinanzierung verwendete Währung ersetzt 
wird. Wird in diesem Fall der Zinssatz geändert, 
so trägt das Schuldnerland die sich eventuell daraus 
ergebende zusätzliche Belastung. In Ausnahme- 
fällen faßt der Rat nach dem Verfahren des Arti- 
kels 1 Absatz 1 einen Ad-hoc-Beschluß über die 
Verteilung der zusätzlichen Zinsbelastung. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten treffen die nach innerstaat- 
lichem Recht zur Durchführung dieser Entscheidung 
erforderlichen Maßnahmen so rechtzeitig, daß sie 
in der Lage sind, ab 1. Januar 1972 aufgrund dieser 
Entscheidung Kredite zu gewähren. 

Artikel 7 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 22. März 1971 


Im Namen des Rates 

Der Präsident 
M. COINTAT 
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Anhang 


Die in Artikel 1 Absatz 1 dieser Entscheidung vorgesehenen Bereitstellungs- 
plafonds belaufen sich auf folgende Beträge: 



Millionen 

Rechnungs- 

einheiten 

V. H. des 
Gesamtbetrags 

Deutschland 

600 

30 

Belgien-Luxemburg 

200 

10 

Frankreich 

600 

30 

Italien 

400 

20 

Niederlande 

200 

10 

Insgesamt . . . 

2 000 

100 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2431 — un- 
verändert nach der Vorlage anzunehmen, 

2. die Bundesregierung wird ersucht, den Wirt- 
schaftsausschuß des Deutschen Bundestages 
laufend über wichtige Entwicklungen im Bereich 
des mittelfristigen Beistands zu unterrichten. 


Bonn, den 10. November 1971 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Dr. Sprung 

Vorsitzender Berichterstatter 
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